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ENERGIE, INFRASTRUKTUR UND UMWELT KERNAUSSAGEN 
Beyond Green Growth: Für eine doppelte Entkopplung 
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Politikanalyse: 

• Der Umgang mit dem Klimawandel ist 

eine zentrale politische Herausforderung. 

• Inwieweit „Wohlstand für alle“ bei 

gleichzeitigem Schutz von Klima und Um-

welt gelingen kann, ist offen. 

• Sowohl der Ansatz des Grünen Wachs-

tums (Green Growth) als auch der Ver-

zicht auf Wachstum (Degrowth) haben 

methodische Schwächen.  
  

Politikempfehlungen: 

• Negative externe Umwelteffekte mit 

marktbasierten Instrumenten internalisie-

ren.  

• Raum für Experimente und innovative 

Ansätze schaffen.  

• Wirtschaftliche und gesellschaftliche In-

stitutionen wachstumsunabhängiger ge-

stalten.  

• Gesellschaftliche Akzeptanz für die not-

wendige Transformation sichern.  
 

 

 

Um die wirtschaftlichen Folgen der Corona-

Pandemie zu überwinden, wird weltweit vor 

allem auf Wirtschaftswachstum gesetzt. Auf 

diese Weise soll das Vorkrisen-Niveau mög-

lichst schnell wieder erreicht, die Arbeitslo-

sigkeit gesenkt und das Wohlstandsniveau 

gesteigert werden. Zudem erscheint Wirt-

schaftswachstum als einfachster Weg aus 

der hohen Staatsverschuldung. In den USA, 

der EU und Deutschland soll ein erheblicher 

Teil der staatlichen Mittel zur Pandemiebe-

wältigung in „grüne“ Investitionen fließen, 

um so die Transformation zu einer klima-

neutralen Wirtschaft zu befördern. Ob eine 

solche „Green-growth-Strategie“ oder der 

gegenteilige Ansatz der Wachstumsrück-

nahme (Degrowth) der richtige Weg ist, um 

Klima und Umwelt zu schützen, wird kont-

rovers diskutiert. Da beide Ansätze ihre 

Schwächen haben, sollte Politik nicht allein  

auf einen von ihnen setzen. Damit es gelingt, 

die planetaren Belastungsgrenzen einzuhal-

ten, sollten umweltschädliche externe Ef-

fekte mithilfe marktbasierter Instrumente 

internalisiert, Raum für Experimente und in-

novative Ansätze geschaffen und gesell-

schaftliche Institutionen wachstumsunab-

hängiger gestaltet werden.  
 

Im Zentrum der Diskussion um die Einhal-

tung der planetaren Belastungsgrenzen ste-

hen die Treibhausgasemissionen, obwohl 

auch das Artensterben und belastete Böden 

und Gewässer kritische Grenzen über-

schreiten. Das Ziel, bis 2050 klimaneutral zu 

werden, zu dem sich Deutschland wie viele 

andere Staaten verpflichtet hat, ist ambitio-

niert. Dies umso mehr, wenn gleichzeitig ein 

bestimmtes Maß an Wohlstand erhalten 

werden soll. Denn der Anstieg des (monetär 

gemessenen) Wohlstands von Volkswirt-

schaften ging lange Zeit stark mit einer hö-

heren Inanspruchnahme von Ressourcen, 

zunehmendem Energieverbrauch und stei-

genden CO2-Emissionen einher. Zwar ist es 

z. B. in den OECD-Ländern gelungen, den 

Energieeinsatz und die CO2-Emissionen je 

Gütereinheit zu senken (relative Entkopp-

lung), mit einem Weiter-so wie bisher wür-

den aber die planetaren Belastungsgrenzen 

deutlich überschritten.   

 

 

 

Müssen wir daher auf Wachstum und Wohl-

stand verzichten, um unseren Planeten zu 

schützen? Oder hilft uns gerade Wachstum 

dabei, mehr für den Klimaschutz zu tun? Der 

Ansatz des „Grünen Wachstums“ (Green  

Growth) zielt darauf ab, durch den Einsatz 

neuer Technologien und einen Fokus auf kli-

mafreundliche Produktionsprozesse (Stich-

wort: Kreislaufwirtschaft) wirtschaftliches 

Wachstum zu ermöglichen, ohne dabei die 
planetaren Belastungsgrenzen zu über-

schreiten. Wirtschaftswachstum wird dabei 

als notwendig angesehen, um das erreichte 

Wohlstandsniveau zu erhalten oder zu er-

höhen. Es wird davon ausgegangen, dass die 

technologischen und ökonomischen Mög-

lichkeiten existieren, um die ökologischen  

Belastungen trotz Wirtschaftswachstums 

hinreichend zu reduzieren.  
 

Diesem Ansatz diametral gegenüber steht 

die Vorstellung, dass eine „Wachstumsrück-

nahme“ (Degrowth) notwendig ist, um die 

ökologischen Herausforderungen zu meis-

tern. Die Entkoppelung von Wachstum und 

Ressourcenverbrauch allein sei dafür nicht 

ausreichend. Degrowth-Vertreter halten 

Wirtschaftswachstum – zumindest in wohl-

habenden Ländern – auch nicht für zwin-

gend, um die Lebensqualität zu erhöhen.  
 

In ihrer Absolutheit sind beide Ansätze an-

greifbar. So ist weder hinreichend wissen-

schaftlich belegt, dass sich Wirtschafts-

wachstum und Ressourcenverbrauch hinrei-

chend und vor allem hinreichend schnell 

entkoppeln lassen, noch dass die dafür not-

wendigen Technologien rechtzeitig verfüg-

bar sind. Aber auch die gegenteilige Behaup-

tung, dass eine Entkopplung überhaupt nicht 

möglich ist, ist nicht haltbar. Zudem ist es 

einerseits nicht zwingend, dass die Lebens-

qualität nur durch Wachstum steigt. Ande-

rerseits ist nicht klar, wie bei ausbleibendem 

oder negativem Wachstum die Lebensquali-

tät erhalten, geschweige denn zunehmen 

kann, und wie die notwendigen Investitionen 

für eine ökologische Transformation finan-

ziert werden sollen. 
 

Die vorsorgeorientierte Postwachstumspo-

sition nimmt diese Einwände auf und plädiert 

für eine politische Strategie, die darauf ab-

zielt, nicht nur Wirtschaftswachstum und 

Ressourceneinsatz voneinander zu entkop-

peln, sondern auch nach Möglichkeiten zu 

suchen, die Lebensqualität unabhängiger von 

Wachstum zu machen.  
 

Eine in diesem Sinne rationale Politik sollte 

erstens konsequent umweltschädliche ex-

terne Effekte durch Bepreisung internalisie-

ren, So werden mit Systemen wie dem Eu-  

 

ropäischen Emissionshandel Treibhaus-

gasemissionen effektiv und kostengünstig re-

duziert. Sie sollte zweitens die Rahmenbe-

dingungen dafür schaffen, dass neue und kre-

ative Ansätze für technologische und gesell-

schaftliche Innovationen entstehen, um mit  

Umweltschäden besser umgehen bzw. diese 

vermeiden zu können. Drittens sollte sie 

Möglichkeiten ausloten, gesellschaftliche In-

stitutionen wachstumsunabhängiger zu ge-

stalten. Dies gilt insbesondere für die Sozial-

versicherungssysteme und den Bildungsbe-

reich, die einen wesentlichen Beitrag zu ei-

nem guten Leben leisten, deren Finanzierung 

aber gleichzeitig durch wirtschaftliches 

Wachstum abgesichert wird. 
 

Bisher ist es keinem Land gelungen, ein an-

gemessenes Wohlstandsniveau zu erreichen  

und gleichzeitig die planetaren Belastungs-

grenzen einzuhalten. Die Herausforderung  

bleibt daher enorm. Ein dauerhafter Aus-

gleich zwischen Wachstum und Klima-

schutz, zwischen Ökonomie und Ökologie 

gelingt dabei letztlich nur mit einer breiten  

gesellschaftlichen Akzeptanz und wenn die  

Menschen bereit sind, die notwendigen Ver-

änderungen mitzugehen.   

Dieser Policy Brief entstand auf 

Grundlage des ECONWATCH-

Meetings „Green Growth & beyond: 

Wohlstand ohne Wachstum?“ mit  

Dr. Nils aus dem Moore (Leibniz-

Institut für Wirtschaftsforschung – 

RWI). 
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